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EU will Nachhaltigkeitspflichten  
reduzieren –  
Omnibus-Paket veröffentlicht

Die Vereinfachung folgender EU-Gesetzgebung soll Unterneh-
men entlasten (»Omnibus I«-Vorschläge):

•	 die Vorschriften zur Nachhaltigkeitsberichterstattung,

•	 die Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CS3D; 
«EU-Lieferkettengesetz”) sowie

•	 der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM).

Darüber hinaus soll die Nutzung verschiedener EU-Investitions
programme wie z. B. InvestEU vereinfacht und verbessert wer-
den (»Omnibus II«-Vorschläge).	

1	 Omnibus I: Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council amending 
Directives (EU) 2022 / 2464 and (EU) 2024 / 1760 as regards the dates from which Member 
States are to apply certain corporate sustainability reporting and due diligence requirements 
(im Folgenden »Omnibus-A-RLE«); Proposal for a Directive of the European Parliament and 
of the Council amending Directives 2006 / 43 / EC, 2013 / 34 / EU, (EU) 2022 / 2464 and (EU) 
2024 / 1760 as regards certain corporate sustainability reporting and due diligence requirements 
(im Folgenden »Omnibus-B-RLE«); Proposal for a Regulation of the European Parliament 
and of the Council amending Regulation (EU) 2023 / 956 as regards simplifying and strengthe-
ning the carbon border adjustment mechanism (im Folgenden »Omnibus-CBAM-RLE«) 
jeweils vom 26.2.2025, online abrufbar unter https://commission.europa.eu/publications/
omnibus-i_en; das »Omnibus I«-Paket wird begleitet durch den Entwurf eines delegierten 
Rechtsakts zur Änderung der Taxonomieangaben und eines delegierten Rechtsakts zur Taxono-
mie Klima und Umwelt, die bis zum 26.3.2025 zur öffentlichen Konsultation gestellt wurden, 
online abrufbar unter https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/ 
14546-Taxonomy-Delegated-Acts-amendments-to-make-reporting-simpler-and-more- 
cost-effective-for-companies_en; Omnibus II: Proposal for a Regulation Of The European 
Parliament And Of The Council amending Regulations (EU) 2015 / 1017, (EU) 2021 / 523, (EU) 
2021 / 695 and (EU) 2021 / 1153 as regards increasing the efficiency of the EU guarantee  
under Regulation (EU) 2021 / 523 and simplifying reporting requirements vom 26.2.2025, online 
abrufbar unter https://commission.europa.eu/publications/omnibus-ii_en

Die EU will durch die Reduzierung von Nachhaltig-

keitspflichten und eine Anpassung der euro

päischen Investitionsprogramme Unternehmen – 

 vor allem KMUs – entlasten und ihre Wett

bewerbsfähigkeit steigern. Zu diesem Zweck  

hat sie Ende Februar 2025 eine Reihe von 

Vorschlägen veröffentlicht (sog. Omnibus-Paket1).

© 2025 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesellschaft nach deutschem Recht 
und einem Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company 
Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.
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 I. �Überarbeitung der Vorgaben 
zur Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung 

1.	Reduzierung des Anwendungsbereichs und 
teilweise Verschiebung der Anwendungszeit-
punkte
Der Anwendungsbereich der Corporate Sustainability 
Reporting Directive (CSRD)2 – und dadurch auch der-
jenige der EU-Taxonomieverordnung – soll reduziert 
werden; für rund 80 Prozent der bislang betroffenen 
Unternehmen soll die CSRD nun nicht mehr gelten. 
Nur folgende Gesellschaften sollen noch unter den 
Anwendungsbereich der Richtlinie fallen: 

Für Geschäftsjahre ab Anfang Januar 2024:3 alle 
großen4 Unternehmen von öffentlichem Interesse 
(Public Interest Entities; PIEs)5. Mit Inkrafttreten der 
Omnibus-Vorschläge würde der bislang geltende 
Schwellenwert von mehr als 500 Beschäftigten auf 
1.000 Beschäftigte angehoben werden, sodass einige 
bislang betroffene Gesellschaften dann aus dem 
Anwendungsbereich herausfallen würden.6 Auf Kon
zernebene sind PIE-Mutterunternehmen einer großen 
Gruppe mit (neu) gleichzeitig mehr als 1.000 Beschäf
tigten7 berichtspflichtig.8

Für Geschäftsjahre ab Anfang Januar 2027: alle gro-
ßen Kapitalgesellschaften, haftungsbeschränkten Per-
sonenhandelsgesellschaften und – rechtsformunab-
hängig – Banken und Versicherungen mit jeweils mehr 
als 1.000 Beschäftigten.9 Neu ist der Schwellenwert 
von 1.000 Beschäftigten. Auf Konzernebene trifft die 
Pflicht Mutterunternehmen einer großen Gruppe mit 
(neu) gleichzeitig mehr als 1.000 Beschäftigten.10

2	 Weitere Informationen zur CSRD im folgenden ACI-Folder, online abruf-
bar unter https://audit-committee-institute.de/media/aci_folder_2022_
Nachhaltigkeitsberichterstattung.pdf

3	 Gilt nicht für Deutschland, da die CSRD bislang nicht in nationales Recht 
transformiert wurde.

4	 Große Unternehmen müssen zwei der folgenden Kriterien erfüllen: 
•  im Jahresdurchschnitt mehr als 250 Arbeitnehmer, 
•  die Bilanzsumme überschreitet 25 Mio. EUR oder 
•  �die Umsatzerlöse überschreiten 50 Mio. EUR in den zwölf Monaten  

vor dem Abschlussstichtag.

5	 Das heißt kapitalmarktorientierte Unternehmen, Banken und Versiche-
rungen

6	 Vgl. näher Art. 19a Abs. 1 RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE

7	 Auf konsolidierter Basis

8	 Vgl. näher Art. 29a Abs. 1 RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE

9	 Vgl. näher Artt. 1 Abs. 3, 19a Abs. 1 RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE 
in Verbindung mit Art. 5 Abs. 2 Untabs. 1 lit b RL 2022 / 2464 idF Omni-
bus-A / B-RLE

10	 Vgl. näher Art. 29a Abs. 1 RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE in Verbin-
dung mit Art. 5 Abs. 2 Untabs. 1 lit b RL 2022 / 2464 jeweils idF Omnibus-
A / B-RLE

Geplante Entlastungen durch »Omnibus I«-Paket
 Im Folgenden ist der wesentliche Inhalt der geplanten Entlastungen zusammengefasst:

Darüber hinaus wurden die Voraussetzungen, unter 
denen Tochtergesellschaften und Zweignieder-
lassungen von Unternehmen mit Sitz außerhalb 
der EU berichtspflichtig sind, angepasst.11

KMUs fallen unabhängig von ihrer Kapitalmarktorien-
tierung nicht mehr unter den Anwendungsbereich. 

2.	Entlastung kleinerer Unternehmen in der 
Wertschöpfungskette 
Die Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung von Großunternehmen soll kleinere Unternehmen 
in der Wertschöpfungskette weniger belasten (Ver-
hinderung des »trickle down«-Effekts). Berichtspflich-
tige Unternehmen sollen daher in der Wertschöpfungs-
kette keine Informationen von Unternehmen mit bis 
zu 1.000 Beschäftigten abfragen dürfen, die über die-
jenigen Informationen hinausgehen würden, die nach 
den freiwillig anwendbaren Standards12 zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung offenzulegen sind.13

3.	Reduzierung der Berichtspflichten
Die Berichtspflichten sollen reduziert werden. So soll 
die Berichterstattung nach den sektorspezifischen 
Standards entfallen.14 Darüber hinaus hat die EU-Kom-
mission angekündigt, das erste Set der ESRS im Sinne 
einer Verschlankung zu überarbeiten: Unter anderem 
sollen die obligatorischen ESRS-Datenpunkte erheb-
lich herabgesetzt, die Vorgaben zur Wesentlichkeits-
analyse vereinfacht werden sowie die Interoperabilität 
mit globalen Standards verbessert werden. 

Zudem sollen die Belastungen durch die Taxonomie-
Berichterstattung verringert werden (Auswahl):15

11	 Vgl. näher Art. 40a RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE

12	 Art. 29ca RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE enthält eine Ermächti-
gungsgrundlage für die EU-Kommission, Standards zur freiwilligen Nach-
haltigkeitsberichterstattung für Unternehmen außerhalb des Anwen-
dungsbereichs der CSRD in Form delegierter Rechtsakte zu erlassen.

13	 Es sei denn, es handelt sich um zusätzliche Informationen zur Nachhaltig-
keit, die von den Unternehmen des betreffenden Sektors gemeinsam 
genutzt werden. Vgl. näher Artt. 19a Abs. 3, 29a Abs. 3 RL 2013 / 34 / EU 
idF Omnibus-B-RLE

14	 Vgl. Art. 29b RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE

15	 Vgl. näher Artt. 19b, 29aa RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE sowie 
Commission Delegated Regulation (EU) … / ... of XXX amending 
Commission Delegated Regulation (EU) 2021 / 2178 as regards the simpli-
fication of the content and presentation of information to be disclosed 
concerning environmentally sustainable activities and Commission 
Delegated Regulations (EU) 2021 / 2139 and (EU) 2023 / 2486 as regards 
simplification of certain technical screening criteria for determining 
whether economic activities cause no significant harm to environmental 
objective, online abrufbar unter https://ec.europa.eu/info/law/better-
regulation/have-your-say/initiatives/14546-Taxonomy-Delegated-Acts-
amendments-to-make-reporting-simpler-and-more-cost-effective-for-
companies_en
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•	 Zur Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der EU-
Taxonomieverordnung sollen nur noch solche 
Unternehmen verpflichtet sein, die unter die CSRD 
fallen und deren Umsatzerlöse gleichzeitig jährlich 
450 Mio. EUR überschreiten. Unternehmen, die die-
sen Schwellenwert nicht überschreiten, sollen auf 
flexiblere Weise die Berichtsanforderungen der EU-
Taxonomieverordnung erfüllen können.16

•	 Eine finanzielle Wesentlichkeitsschwelle soll einge-
führt werden, sodass die Taxonomiefähigkeit und 
-konformität von Wirtschaftstätigkeiten, die weniger 
als 10 Prozent des Gesamtumsatzes, der Investi
tionsausgaben bzw. der Vermögenswerte ausma-
chen, nicht mehr beurteilt werden müssen. 

•	 Die Anwendung des »Do Not Significant Harm« 
(DNSH)-Kriteriums soll vereinfacht werden.

4.	Externe Prüfungspflicht
Die externe Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung soll auch mittel- und langfristig nur mit begrenz-
ter Prüfungssicherheit (»limited assurance«) erfolgen.17 
Derzeit ist noch anvisiert, dass ab 2028 die Prüfungen 
mit hinreichender Prüfungssicherheit durchgeführt 
werden.

 II. Überarbeitung  
der CS3D

Gemäß der CS3D müssen Unternehmen bestimmte 
Sorgfaltspflichten zum Schutz der Menschenrechte 
und der Umwelt in der Wertschöpfungskette einhal-
ten.18 Zu den Sorgfaltspflichten gehört insbesondere 
das Ergreifen geeigneter Maßnahmen, um negative 
Auswirkungen auf die Menschenrechte und die Um-
welt 

•	 zu identifizieren und zu bewerten und falls erforder-
lich zu priorisieren, 

•	 zu vermeiden bzw. abzuschwächen, 

•	 zu beenden bzw. zu minimieren sowie zu beheben. 

Die »Omnibus I«-Vorschläge sollen diese Sorgfalts-
pflichten abmildern und dadurch die Belastungen der 
Unternehmen verringern. 

16	 Vgl. näher Artt. 19b, 29aa RL 2013 / 34 / EU idF Omnibus-B-RLE

17	 Vgl. näher Art. 26a Abs. 3 RL 2006 / 43 / EG idF Omnibus-B-RLE

18	 Weitere Informationen zur CS3D im folgenden ACI-Folder, online abruf-
bar unter https://audit-committee-institute.de/media/aci-folder-2024- 
CS3D-Richtlinie.pdf

1.	Verschiebung des Anwendungszeitpunkts 
Die CS3D sieht – in Abhängigkeit von der Unterneh-
mensgröße – gestaffelte Übergangsfristen von 2027 
bis 2029 vor. Für die Gruppe der zuerst betroffenen 
Unternehmen – d. h. solche mit mehr als 5.000 Be-
schäftigten und einem weltweiten Jahresnettoumsatz 
von mehr als 1,5 Mrd. EUR – soll der erstmalige Anwen-
dungszeitpunkt um ein Jahr auf den 26.7.2028 ver-
schoben werden.19 Die Verschiebung soll den Unter-
nehmen eine bessere Vorbereitung ermöglichen.

2.	Reduzierung der Sorgfaltspflichten bei der 
Identifikation von Risiken
Unternehmen müssen weiterhin die Bereiche ermit-
teln, in denen negative Auswirkungen am wahrschein-
lichsten auftreten und auf dieser Grundlage eine ein- 
gehende Bewertung ihrer eigenen Tätigkeiten, derje-
nigen ihrer Tochtergesellschaften und – soweit sie mit 
ihrer Aktivitätskette in Zusammenhang stehen – der
jenigen ihrer Geschäftspartner vornehmen. Anders 
als bislang sollen allerdings grundsätzlich nur direkte 
Geschäftspartner in die Bewertung aufgenommen 
werden müssen, indirekte Geschäftspartner sollen nur 
in bestimmten Fällen berücksichtigt werden müssen 
(z. B. bei Informationen über negative Auswirkungen 
beim indirekten Geschäftspartner).20

Zudem soll sichergestellt werden, dass Unternehmen – 
abgesehen von im Gesetz benannten Ausnahmefäl-
len – im Rahmen der Risikoanalyse nicht versuchen, 
Informationen von direkten Geschäftspartnern mit 
weniger als 500 Beschäftigten zu erhalten, die über die-
jenigen Informationen hinausgehen würden, die nach 
den freiwillig anwendbaren Standards zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung offenzulegen sind (siehe auch 
unter I.3.).21

3.	Reduzierung der Sorgfaltspflichten bei der 
Verhinderung und der Beendigung negativer 
Auswirkungen
Die Pflicht, Geschäftsbeziehungen bei schwerwie-
genden negativen Auswirkungen unter Umständen 
beenden zu müssen, soll aufgehoben werden.22 Eine 
vorübergehende Aussetzung von Geschäftsbeziehun-
gen kann aber weiterhin erforderlich sein.

4.	Entschärfung der Vorgaben zur regelmäßigen 
Evaluation der Maßnahmen
Unternehmen sollen die getroffenen Sorgfaltsmaß-
nahmen nicht mehr jährlich, sondern grundsätzlich nur 
noch alle fünf Jahre bewerten müssen.23

19	 Vgl. näher Art. 37 Abs. 1 RL 2006 / 43 / EG idF Omnibus-A-RLE

20	Vgl. näher Art. 8 Abs. 2 lit. b, Abs. 2a RL 2024 / 1760 idF Omnibus-B-RLE

21	Vgl. näher Art. 8 Abs. 5 RL 2024 / 1760 idF Omnibus-B-RLE

22	Vgl. näher Art. 10 Abs. 6, Art. 11 Abs. 7 RL 2024 / 1760 idF Omnibus-B-RLE

23	Vgl. näher – auch zu einer unter Umständen weiterhin erforderlichen  
Ad-hoc-Evaluation – Art. 15 RL 2024 / 1760 idF Omnibus-Richtlinienentwurf

© 2025 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesellschaft nach deutschem Recht 
und einem Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company 
Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

https://audit-committee-institute.de/media/aci-folder-2024-CS3D-Richtlinie.pdf
https://audit-committee-institute.de/media/aci-folder-2024-CS3D-Richtlinie.pdf


4  Audit Committee Institute – Sonderpublikation

Die enthaltenen Informationen sind allgemeiner Natur und nicht auf die spezi-
elle Situation einer Einzelperson oder einer juristischen Person ausgerichtet. 
Obwohl wir uns bemühen, zuverlässige und aktuelle Informationen zu liefern, 
können wir nicht garantieren, dass diese Informationen so zutreffend sind wie 
zum Zeitpunkt ihres Eingangs oder dass sie auch in Zukunft so zutreffend sein 
werden. Niemand sollte aufgrund dieser Informationen handeln ohne geeig-
neten fachlichen Rat und ohne gründliche Analyse der betreffenden Situation. 

© 2025 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschafts
prüfungsgesellschaft, einer Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und 
einem Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, 
die KPMG International Limited, einer Private English Company Limited by 
Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. 

5.	Einbindung von Stakeholdern
Die Einbeziehung der Stakeholder in den Prozess der 
Einhaltung der Sorgfaltspflichten soll stärker einge-
grenzt werden.24 Zudem soll die gesetzliche Definition 
des Begriffs Stakeholder enger gefasst werden.25

6.	Keine ausdrückliche Pflicht zur Umsetzung 
der Klimatransformationspläne
Die CS3D sieht bislang vor, dass Unternehmen einen 
Übergangsplans zur Minderung der Folgen des Klima-
wandels annehmen und umsetzen müssen (Klima
transformationspläne).26 Nach den Omnibus-Vorschlä-
gen soll der Übergangsplan zwar auch Maßnahmen 
zur Umsetzung enthalten, eine ausdrückliche Pflicht 
zur Umsetzung besteht allerdings nicht mehr.27

7.	 Haftung und Sanktionen
Die Vorschriften zur Haftung der Unternehmen bei 
Verstößen gegen die Sorgfaltspflichten sollen ent-
schärft werden.28 Zudem soll die Obergrenze des 
Bußgeldrahmens, der jeweils von den Mitgliedstaaten 
festzusetzen ist, nicht mehr mindestens 5 Prozent des 
weltweiten Nettoumsatzes betragen müssen; die 
Kommission soll in Zusammenarbeit mit den Mitglied-
staaten Guidelines für die Festsetzung von Sanktio-
nen durch die Mitgliedstaaten entwickeln.29

 III. Überarbeitung  
des CBAM

Der Carbon Border Adjustment Mechanism soll lang-
fristig wirksamer werden, indem Umgehung und 
Missbrauch der Vorgaben besser verhindert werden. 
Zudem sollen kleine Importeure entlastet und Vorga-
ben vereinfacht werden.30  

24	Vgl. näher Art. 13 Abs. 3 RL 2024 / 1760 idF Omnibus-B-RLE

25	Vgl. näher Art. 3 Abs. 1 lit. n RL 2024 / 1760 Omnibus-B-RLE

26	Zu den Anforderungen an die Klimatransformationspläne siehe ausführ-
lich im kommenden Audit Committee Quarterly.

27	Vgl. näher Artt. 1 Abs. 1 lit. c, 22 Abs. 1 Untabs. 1 RL 2024 / 1760 Omnibus-
B-RLE

28	Vgl. Art. 29 RL 2024 / 1760 idF Omnibus-B-RLE

29	Vgl. näher Art. 27 Abs. 4 RL 2024 / 1760 idF Omnibus-B-RLE

30	Vertiefte Informationen hierzu im nächsten Audit Committee Quarterly

Die Vorschläge der EU-Kommission müssen noch 
vom Europäischen Parlament und Rat angenommen 
werden. 

•	 Nach den Plänen der EU-Kommission sollen die 
Vorschläge zur Verschiebung der Anwendungszeit-
punkte der Richtlinien bereits bis Ende Dezember 
2025 in nationales Recht umgesetzt werden.31

•	 Die Erleichterungen in Bezug auf die Taxonomie
berichterstattung sollen ab Anfang 2026 gelten.32

•	 Die übrigen Neuerungen in Bezug auf die Nach
haltigkeitsberichterstattung und die CS3D sollen 
zwölf Monate nach Inkrafttreten der entsprechen-
den Richtlinie in nationales Recht transformiert wer-
den.33 

•	 Die Änderungen an der CBAM-Verordnung sollen 
am dritten Tag nach Verkündung in Kraft treten.34 

Für das zweite Quartal 2025 hat die EU-Kommission 
ein weiteres Omnibus-Paket mit Erleichterungen für 
KMUs angekündigt. Für das vierte Quartal wurde zu-
dem eine Überarbeitung der Offenlegungsverordnung 
und ein Digital Package in Aussicht gestellt.35

31	Vgl. Art. 3 Omnibus-A-RLE

32	Vgl. Art. 4 Commission Delegated Regulation (EU) … / ... of XXX amending 
Commission Delegated Regulation (EU) 2021 / 2178 as regards the sim
plification of the content and presentation of information to be disclosed 
concerning environmentally sustainable activities and Commission 
Delegated Regulations (EU) 2021 / 2139 and (EU) 2023 / 2486 as regards 
simplification of certain technical screening criteria for determining 
whether economic activities cause no significant harm to environmental 
objective

33	Vgl. Art. 5 Omnibus-B-RLE

34	Vgl. Art. 2 Omnibus-CBAM-RLE

35	Vgl. näher Arbeitsprogramm der EU-Kommission vom 11.2.2025, online 
abrufbar unter https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/ 
strategy-documents/commission-work-programme/commission-work-
programme-2025_en

Autorinnen:

Dr. Astrid Gundel, Senior Manager der KPMG AG Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, fachliche Leiterin des Audit 
Committee Institute e.V.

Stefanie Jordan, Director, Department of Professional 
Practice, KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Inkrafttreten und  
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